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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Sa 3/72 Bonn, den 12. April 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik/Rechnungsangleichung in der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie (EWG) des Rates zur Änderung der Richtlinie 
vom 14. Juni 1966 über den Verkehr mit Betarübensaatgutr 
über den Verkehr mit Futterpflanzensaatgut, über den Ver- 
kehr mit Getreidesaatgut, über den Verkehr mit Pflanz- 
kartoffeln, der Richtlinie vom 30. Juni 1969 über den Ver- 
kehr mit Saatgut von öl- und Faserpflanzen und der Richt- 
linien vom 29. September 1970 über den Verkehr mit Ge- 
müsesaatgut und über einen gemeinsamen Sortenkatalog 
für landwirtschaftliche Pflanzenarten. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 29. März 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Budidrudeerei R. Madel, 5307 Waditberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Richtlinie (EWG) des Rates 
zur Änderung der Richtlinie vom 14. Juni 1966 über den 
Verkehr mit Betarübensaatgut, über den Verkehr mit Futter- 
pflanzensaatgut, über den Verkehr mit Getreidesaatgut, über 
den Verkehr mit Pflanzkartoffeln, der Richtlinie vom 
30. Juni 1969 über den Verkehr mit Saatgut von öl- und Faser- 
pflanzen und der Richtlinien vom 29. September 1970 über den 
Verkehr mit Gemüsesaatgut und über einen gemeinsamen 
Sortenkatalog für landwirtschaftliche Pflanzenarten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es ist angezeigt, einige Vorschriften der Richt- 
linien des Rates vom 14. Juni 1966 über den Ver- 
kehr mit Betarübensaatgut'), zuletzt geändert durch 
die Richtlinie vom 30. März 1971 -), über den Ver- 
kehr mit Futterpflanzensaatgut®), zuletzt geändert 
durch die Richtlinie vom 30. März 1971 ^), über den 
Verkehr mit Getreidesaatgut ^), zuletzt geändert 
durch die Richtlinie vom 30. März 1971 ‘^), über den 
Verkehr mit Pflanzkartoffeln ^), zuletzt geändert 
durch die Richtlinie vom 30. März 1971 ^), der Richt- 
linie des Rates vom 30. Juni 1969 über den Verkehr 
mit Saatgut von öl- und Faserpflanzen®), geändert 
durch die Richtlinie des Rates vom 30. März 1971 ^), 
sowie der Richtlinien des Rates vom 29. September 

1970 über den Verkehr mit Gemüsesaatgut ^), ge- 
ändert durch die Richtlinie des Rates vom 30. März 

1971 2), und über einen gemeinsamen Sortenkatalog 
für landwirtschaftliche Pflanzenarten ®) zu ändern. 

Es ist vorzusehen, daß Zuchtmaterial dem Basis- 
saat- oder -Pflanzgut vorhergehender Generationen, 
das auf Grund der vorgenannten Richtlinien in ein- 
zelnen Mitgliedstaaten zum Verkehr zugelassen 
worden ist, unter bestimmten Voraussetzungen im 
Verkehr zwischen diesen Mitgliedstaaten keinen 
Beschränkungen unterliegt. 

Bei der Anwendung des in den vorgenannten 
Richtlinien vorgesehenen Verfahrens zur Behebung 
von vorübergehenden Versorgungsschwierigkeiten 
mit Basissaat- und -pflanzgut oder mit zertifiziertem 
Saat- und Pflanzgut hat sich herausgestellt, daß 
solche Schwierigkeiten leichter behoben werden 
könnten, wenn man nicht nur Saat- und Pflanzgut 
geringerer Qualität, sondern auch solches von 
Sorten zuläßt, die weder im Gemeinsamen Sorten- 
katalog noch im nationalen Sortenkatalog stehen. 


Es ist angezeigt, bei einigen der den vorgenann- 
ten Richtlinien unterliegenden Pflanzenarten den 
Verkehr nicht nur nach Gewicht, sondern auch nach 
der Menge der Körner zuzulassen. 

Der Anwendungsbereich der Richtlinie über den 
Verkehr mit Getreidesaatgut soll - wie bei den ent- 
sprechenden anderen Richtlinien - nicht das Saatgut 
zur Erzeugung von Pflanzen für Zierzwecke erfassen. 

Die Richtlinie über den Verkehr mit Pflanzkar- 
toffeln erfordert einige Änderungen, welche die 
Verpackung, die Sortierung sowie die Ausdehnung 
der Prüfungen auf einige gefährliche Schadorganis- 
men betreffen. 

Es ist erforderlich, für alle Sorten, die vor dem 
1. Juli 1972 nach anderen Grundsätzen als denen der 
Richtlinie über einen gemeinsamen Sortenkatalog 
für landwirtschaftliche Pflanzenarten zugelassen 
worden sind, eine ausreichende Anlauffrist für den 
Vertrieb von Saat- und Pflanzgut dieser Sorten zu 
gewähren. 

Die genannten Richtlinien wurden mehrmals ge- 
ändert; aus praktischen Gründen empfiehlt es sich, 
die Kommission zu ermächtigen, sie auf den neue- 
sten Stand zu bringen und für ihre Veröffentlichung 
Sorge zu tragen - 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 
vom 11. Juli 1966, S. 2290 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 87 
vom 17. April 1971, S. 24 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 
vom 11. Juli 1966, S. 2298 

'^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, 125 
vom 11. Juli 1966, S. 2309 

") Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 
vom 11. Juli 1966, S. 2320 

6) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 169 
vom 10. Juli 1969, S. 3 

") Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 225 
vom 12. Oktober 1970, S. 7 

8) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 225 
vom 12. Oktober 1970, S. 1 


o 
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Richtlinie vom 14. Juni 1966 über den Verkehr 
mit Betarübensaatgut wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 14 wird hinter Absatz 2 folgender 
Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Die Mitgliedstaaten, die gemäß Artikel 3 
Abs. 3 Buchstabe a Ausnahmen vorgesehen ha- 
ben, tragen dafür Sorge, daß Zuchtsaatgut dem 
Basissaatgut vorhergehender Generationen hin- 
sichtlich seiner Eigenschaften, der Prüfungsmaß- 
nahmen, der Kennzeichnung und der Verschlie- 
ßung keinen Verkehrsbeschränkungen unter- 
liegt, 

a) wenn es von einer für die Anerkennung zu- 
ständigen Stelle nach den für die Anerken- 
nung von Basissaatgut geltenden Vorschrif- 
ten, soY/eit sie nicht die Mindestkeimfähig- 
keit betreffen, amtlich geprüft worden ist, 

b) wenn diese Packungen mit einem amtlichen 
Etikett versehen sind, das mindestens fol- 
gende Angaben enthält: 

— Anerkennungsstelle und Mitgliedstaat 
oder deren Zeichen 
— Bezugsnummer der Partie 
— Art 
— Sorte 

— Bezeichnung „Vorstufensaatgut" 

— Zahl der Generationen vor Saatgut der 
Kategorie „Zertifiziertes Saatgut". 

Die Farbe des Etiketts ist weiß mit einem 
violetten Diagonalstreifen." 

2. Artikel 17 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Zur Behebung von vorübergehenden, 
mindestens in einem Mitgliedstaat auftretenden 
und innerhalb der Gemeinschaft nicht zu be- 
seitigenden Schwierigkeiten in der allgemeinen 
Versorgung mit Basissaatgut oder Zertifizier- 
tem Saatgut können ein oder mehrere Mitglied- 
staaten nach dem Verfahren des Artikels 21 er- 
mächtigt werden, für einen bestimmten Zeit- 
raum Saatgut einer Kategorie mit minderen An- 
forderungen oder Saatgut zum Verkehr zuzu- 
lassen, das Sorten angehört, die weder im Ge- 
meinsamen Sortenkatalog für landwirtschaft- 
liche Pflanzenarten, noch in ihren nationalen 
Sortenkatalogen auf geführt sind." 

3. Anlage III, Teil A, Nr. 8 erhält folgende Fas- 
sung : 

„8. Angegebenes Netto- oder Bruttogewicht 
oder angegebene Zahl der Körner." 

Artikel 2 

Die Richtlinie vom 14. Juni 1966 über den Verkehr 
mit Futterpflanzensaatgut wird wie folgt geändert: 


1. In Artikel 14 wird hinter Absatz 2 folgender 
Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Die Mitgliedstaaten, die gemäß Artikel 3 
Abs. 5 Buchstabe a Ausnahmen vorgesehen ha- 
ben, tragen dafür Sorge, daß Zuchtsaatgut dem 
Basissaatgut vorhergehender Generationen hin- 
sichtlich seiner Eigenschaften, der Prüfungsmaß- 
nahmen, der Kennzeichnung und der Verschlie- 
ßung keinen Verkehrsbeschränkungen unter- 
liegt, 

a) wenn es von einer für die Anerkennung zu- 
ständigen Stelle nach den für die Anerken- 
nung von Basissaatgut geltenden Vorschrif- 
ten, soweit sie nicht die Mindestkeimfähig- 
keit betreffen, amtlich geprüft worden ist, 

b) wenn es sich in Packungen befindet, die den 
Vorschriften dieser Richtlinie entsprechen, 
und 

c) wenn diese Packungen mit einem amtlichen 
Ettikett versehen sind, das mindestens fol- 
gende Angaben enthält: 

— Anerkennungsstelle und Mitgliedstaat 
oder deren Zeichen 
— Bezugsnummer der Partie 
~ Art 
— Sorte 

— Bezeichnung „Vorstufensaatgut" 

— Zahl der Generationen vor Saatgut der 
Kategorie „Zertifiziertes Saatgut" der 
ersten Vermehrung. 

Die Farbe des Etiketts ist weiß mit einem 
violetten Diagonalstreifen." 

2. Artikel 17 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Zur Behebung von vorübergehenden, 
mindestens in einem Mitgliedstaat auftretenden 
und innerhalb der Gemeinschaft nicht zu be- 
seitigenden Schwierigkeiten in der allgemeinen 
Versorgung mit Basissaatgut, Zertifiziertem 
Saatgut oder Handelssaatgut können ein oder 
mehrere Mitgliedstaaten nach dem Verfahren 
des Artikels 21 ermächtigt werden, für einen 
bestimmten Zeitraum Saatgut einer Kategorie 
mit minderen Anforderungen oder Saatgut zum 
Verkehr zuzulassen, das Sorten angehört, die 
weder im „Gemeinsamen Sortenkatalog für 
landwirtschaftliche Pflanzenarten" noch in ihren 
nationalen Sortenkatalogen aufgeführt sind." 

Artikel 3 

Die Richtlinie vom 14. Juni 1966 über den Verkehr 
mit Getreidesaatgut wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe A erhält die Ein- 
leitung folgende Fassung: 

„A. Getreide: Pflanzen der folgenden Arten, 
die zur landwirtschaftlichen oder garten- 
baulichen Erzeugung - ausgenommen Zier- 
zwecke - bestimmt sind;“ 
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2. In Artikel 14 wird hinter Absatz 2 folgender 
Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Die Mitgliedstaaten, die gemäß Artikel 3 
Abs. 4 Buchstabe a Ausnahmen vorgesehen ha- 
ben, tragen dafür Sorge, daß Zuchtsaatgut dem 
Basissaatgut vorhergehender Generationen hin- 
sichtlich seiner Eigenschaften, der Prüfungsmaß- 
nahmen, der Kennzeichnung und der Verschlie- 
ßung keinen Verkehrsbeschränkungen unter- 
liegt, 

a) wenn es ven einer für die Anerkennung zu- 
ständigen Stelle nach den für die Anerken- 
nung von Basissaatgut geltenden Vorschrif- 
ten, soweit sie nicht die Mindestkeimfähig- 
keit betreffen, amtlich geprüft worden ist, 

b) wenn es sich in Packungen befindet, die den 
Vorschriften dio^ser Richtlinie entsprechen, 
und 

c) wenn diese Packungen mit einem amtlichen 
Etikett versehen sind, das mindestens fol- 
gende Angaben enthält: 

— Anerkennungsstelle und Mitgliedstaat 
oder deren Zeichen 
— Bezugsnummer der Partie 
~ A.rt 
— Sorte 

— Bezeichnung „ Vorstuf ensaatguP' 

— Zahl der Generationen vor Saatgut der 
Kategorie „Zertifiziertes Saatgut" oder 
„Zertifiziertes Saatgut der ersten Ver- 
mehrung". 

Die Farbe des Etiketts ist weiß mit einem 
violetten Diagonalstreifen." 

3. Artikel 17 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Zur Behebung von vorübergehenden, 
mindestens in einem Mitgliedstaat auftretenden 
und innerhalb der Gemeinschaft nicht zu be- 
seitigenden Schwierigkeiten in der allgemeinen 
Versorgung mit Basissaatgut oder Zertifizier- 
tem Saatgut aller Art können ein oder mehrere 
Mitgliedstaaten nach dem Verfahren des 
Artikels 21 ermächtigt werden, für einen be- 
stimmten Zeitraum Saatgut einer Kategorie mit 
minderen . Anforderungen oder Saatgut zum 
Verkehr zuzulassen, das Sorten angehört, die 
weder im „Gemeinsamen Sortenkatalog für 
landwirtschaftliche Pflanzenarten" noch in ihren 
nationalen Sortenkatalogen aufgeführt sind." 

4. Anlage IV, Teil A, Buchstabe a, Nr. 8, erhält 
folgende Fassung: 

„8. Angegebenes Netto- oder Bruttogewicht 
oder angegebene Zahl der Körner." 

5. Anlage IV, Teil A, Buchstabe b, Nr. 5, erhält 
folgende Fassung: 

„5. Angegebenes Netto- oder Bruttogewicht 
oder angegebene Zahl der Körner." 


Artikel 4 

Die Richtlinie vom 14. Juni 1966 über den Verkehr 
mit Pflanzkartoffeln wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 7 wird hinter Absatz 3 folgender 
Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Die Mitgliedstaaten können 

a) Absatz 1 Satz 2 auch auf andere als die dort 
genannten Sorten erstrecken, 

b) den höchstzulässigen Unterschied zwischen 
dem kleinsten und dem größten Durchmesser 
der Knollen einer Partie erweitern." 

2. Artikel 8 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, daß 
Basispflanzgut und Zertifiziertes Pflanzgut nur 
in ausreichend homogenen Partien sowie in 
Packungen oder Behältnissen, die geschlossen 
und nach den Artikeln 9 und 10 mit einem Ver- 
schluß versehen und gekennzeichnet sind, in 
den Verkehr gebracht werden darf. Die Ver- 
packungen müssen ungebraucht sein; Behält- 
nisse müssen sauber sein." 

3. In Artikel 9 Abs. 1 werden nach dem Wort 
„Packungen" die Worte „und Behältnisse" und 
nach dem Wort „Packung" die Worte „oder des 
Behältnisses" eingefügt. 

4. In Artikel 10 Abs. 1 und Artikel 11 werden 
nach dem Wort „Packungen" die Worte „und 
Behältnisse" eingefügt. 

5. In Artikel 12 werden nach dem Wort „Pak- 
kungen" die Worte „oder auf dem Behältnis" 
eingefügt. 

6. In Artikel 13 Abs. 1 werden nach dem Wort 
„Packung" die Worte „oder Behältnis" ein- 
gefügt. 

7. In Artikel 13 wird hinter Absatz 3 folgender 
Absatz 4 eingefügt: 

„(4) Die Mitgliedstaaten, die gemäß Artikel 3 
Abs. 2 B Buchstabe a Ausnahmen vorgesehen 
haben, tragen dafür Sorge, daß Zuchtpflanzgut 
dem Basispflanzgut vorhergehender Stufen hin- 
sichtlich seiner Eigenschaften, der Prüfungsmaß- 
nahmen, der Kennzeichnung und der Verschlie- 
ßung keinen Verkehrsbeschränkungen unter- 
liegt, 

a) wenn es von einer für die Anerkennung zu- 
ständigen Stelle nach den für die Anerken- 
nung von Basispflanzgut geltenden Vor- 
schriften amtlich geprüft worden ist, 

b) wenn es sich in Packungen oder Behält- 
nissen befindet, die den Vorschriften dieser 
Richtlinie entsprechen, und 
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c) wenn diese Packungen oder Behältnisse mit 
einem amtlichen Etikett versehen sind, das 
mindestens folgende Angaben enthält: 

— Anerkennungsstelle und Mitgliedstaat 
oder deren Zeichen 

— Kennummer des Erzeugers oder Bezugs- 
nummer der Partie 
— Art 
— Sorte 

— Bezeichnung „Vorstufenpflanzgut" 

— Zahl der Stufen von Pflanzkartoffeln der 
Kategorie „Zertifiziertes Pflanzgut". 

Die Farbe des Etiketts ist weiß mit einem 
violetten Diagonalstreifen." 

8. Artikel 16 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Zur Behebung von vorübergehenden, 
mindestens in einem Mitgliedstaat auftretenden 
und innerhalb der Gemeinschaft nicht zu be- 
seitigenden Schwierigkeiten in der allgemeinen 
Versorgung mit Basispflanzgut oder Zertifizier- 
tem Pflanzgut können ein oder mehrere Mit- 
gliedstaaten nach dem Verfahren des Artikels 19 
ermächtigt werden, für einen bestimmten Zeit- 
raum Pflanzgut einer Kategorie mit minderen 
Anforderungen oder Pflanzgut zum Verkehr 
zuzulassen, das Sorten angehört, die weder im 
„Gemeinsamen Sortenkatalog für landwirt- 
schaftliche Pflanzenarten" noch in ihren natio- 
nalen Sortenkatalogen aufgeführt sind." 

9. In Anlage I werden hinter Nummer 4 folgende 
Nummern eingefügt: 

„5. Die Anbaufläche ist frei von Heterodera 
rostochiensis Woll. 

6. Der Feldbestand ist frei von 

a) Synchitrium endobioticum (Schilb.) Perc. 

b) Corynebacterium sepedoncium (Spieck. 
et Kotth.) Skapt. et Burkh." 

10. In Anlage II wird vor das Wort „Toleranzen" 
der Buchstabe „A." eingefügt. 

11. Anlage II wird durch folgenden Text ergänzt: 

„B. Die Pflanzkartoffeln sind frei von Hetero- 
dera rostochiensis, Synchitrium endobio- 
ticum, Corynebacterium sepedonicum und 
Pseudomonas solanacearum." 


Artikel 5 

Die Richtlinie vom 30. Juni 1969 über den Verkehr 
mit Saatgut von öl- und Faserpflanzen wird wie 
folgt geändert: 

1. In Artikel 13 wird hinter Absatz 2 folgender 
Absatz eingefügt; 


„ (3) Die Mitgliedstaaten, die gemäß Artikel 3 
Abs. 5 Buchstabe a Ausnahmen vorgesehen ha- 
ben, tragen dafür Sorge, daß Zuchtsaatgut dem 
Basissaatgut vorhergehender Generationen hin- 
sichtlich seiner Eigenschaften, der Prüfungsmaß- 
nahmen, der Kennzeichnung und der Verschlie- 
ßung keinen Verkehrsbeschränkungen unter- 
liegt, 

a) wenn es von einer für die Anerkennung zu- 
ständigen Stelle nach den für die Anerken- 
nung von Basissaatgut geltenden Vorschrif- 
ten, soweit sie nicht die Mindestkeimfähig- 
keit betreffen, amtlich geprüft worden ist, 

b) wenn es sich in Packungen befindet, die den 
Vorschriften dieser Richtlinie entsprechen, 
und 

c) wenn diese Packungen mit einem amtlichen 
Etikett versehen sind, das mindestens fol- 
gende Angaben enthält; 

— Anerkennungsstelle und Mitgliedstaat 
oder deren Zeichen 
— Bezugsnummer der Partie 
— Art 
— Sorte 

— Bezeichnung „Vorstufensaatgut" 

— Zahl der Generationen vor Saatgut der 
Kategorie „Zertifiziertes Saatgut" oder 
„Zertifiziertes Saatgut der ersten Ver- 
mehrung". 

Die Farbe des Etiketts ist weiß mit einem 
violetten Diagonalstreifen." 

2. Artikel 16 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Zur Behebung von vorübergehenden, 
mindestens in einem Mitgliedstaat auftretenden 
und innerhalb der Gemeinschaft nicht zu be- 
seitigenden Schwierigkeiten in der allgemeinen 
Versorgung mit Basissaatgut, Zertifiziertem 
Saatgut aller Art und Handelssaatgut können 
ein oder mehrere Mitgliedstaaten nach dem 
Verfahren des Artikels 20 ermächtigt werden, 
für einen bestimmten Zeitraum Saatgut einer 
Kategorie mit minderen Anforderungen oder 
Saatgut zum Verkehr zuzulassen, das Sorten 
angehört, die weder im „Gemeinsamen Sorten- 
katalog für landwirtschaftliche Pflanzenarten" 
noch in ihren nationalen Sortenkatalogen aufge- 
führt sind." 

Artikel 6 

Die Richtlinie vom 29. September 1970 über den 
Verkehr mit Gemüsesaatgut wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. In Artikel 30 wird hinter Absatz 2 folgender 
Absatz 3 eingefügt; 

„ (3) Die Mitgliedstaaten, die gemäß Artikel 20 
Abs.' 3 Buchstabe a Ausnahmen vorgesehen ha- 
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ben, tragen dafür Sorge, daß Zuchtsaatgut dem 
Basissaatgut vorhergehender Generationen hin- 
sichtlich seiner Eigenschaften, der Prüfungsmaß- 
nahmen, der Kennzeichnung und der Verschlie- 
ßung keinen Verkehrsbeschränkungen unter- 
liegt, 

a) wenn es von einer für die Anerkennung zu- 
ständigen Stelle nach den für die Anerken- 
nung von Basissaatgut geltenden Vorschrif- 
ten, soweit sie nicht die Mindestkeimfähig- 
keit betreffen, amtlich geprüft worden ist, 

b) wenn es sich in Packungen befindet, die den 
Vorschriften dieser Richtlinie entsprechen, 
und 

c) wenn diese Packungen mit einem amtlichen 
Etikett versehen sind, das mindestens fol- 
gende Angaben enthält: 

— Anerkennungsstelle und Mitgliedstaat 
oder deren Zeichen 
— Bezugsnummer der Partie 
— Art 
— Sorte 

— Bezeichnung „Vorstufensaatgut" 

— Zahl der Generationen vor Saatgut der 
Kategorie „Zertifiziertes Saatgut". 

Die Farbe des Etiketts ist weiß mit einem 
violetten Diagonalstreifen." 

2. Artikel 33 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Zur Behebung von vorübergehenden, 
mindestens in einem Mitgliedstaat auftretenden 
und innerhalb der Gemeinschaft nicht zu be- 
seitigenden Schwierigkeiten in der allgemeinen 
Versorgung mit Basissaatgut, Zertifiziertem 
Saatgut oder Standardsaatgut können ein oder 
mehrere Mitgliedstaaten nach dem Verfahren 
des Artikels 40 ermächtigt werden, für einen 
bestimmten Zeitraum Saatgut einer Kategorie 
mit minderen Anforderungen oder Saatgut zum 
Verkehr zuzulassen, das Sorten angehört, die 
weder im „Gemeinsamen Sortenkatalog für Ge- 
müsearten" noch in ihren nationalen Sorten- 
katalogen aufgeführt sind." 

3. Anlage IV, Teil A, Buchstabe a, Nr. 9, erhält 
folgende Fassung: 

„9. Angegebenes Netto- oder Bruttogewicht 
oder angegebene Zahl der Körner." 


4. Anlage IV, Teil B, Buchstabe a, Nr. 10, erhält 
erhält folgende Fassung: 

„10. Angegebenes Netto- oder Bruttogewicht 
oder angegebene Zahl der Körner - aus- 
genommen Kleinpackungen bis 100 g." 


Artikel 7 

Die Richtlinie vom 29. September 1970 über einen 
gemeinsamen Sortenkatalog für landwirtschaftliche 
Pflanzenarten wird wie folgt geändert: 

Im Artikel 3 Abs. 3 wird das Datum des 1. Juli 1970 
durch das Datum des 1. Juli 1972 ersetzt. 


Artikel 8 

Die Kommission wird ermächtigt, den verfügenden 
Teil der Richtlinien 

— über den Verkehr mit Betarübensaatgut 

— über den Verkehr mit Futterpflanzensaatgut 

— Über den Verkehr mit Getreidesaatgut 

— über den Verkehr mit Pflanzkartoffeln 

— über den Verkehr mit Saatgut von öl- und Faser- 
pflanzen 

— über den Verkehr mit Gemüsesaatgut 

— über einen gemeinsamen Sortenkatalog für land- 
wirtschaftliche Pflanzenarten 

in der Fassung zu veröffentlichen, die sich aus den 
mit den Richtlinien vom 26. Februar 1969 und vom 
30. März 1971 sowie dieser Richtlinie vorgenomme- 
nen Änderungen ergibt. 


Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 

a) den Bestimmungen des Artikels 6 und des 
Artikels 7: spätestens am 1. Juli 1972, 

b) den übrigen Bestimmungen dieser Richtlinie: 
spätestens am 1. Juli 1973 

nachzukommen. 


Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die verschiedenen Richtlinien des Rates über den 
Verkehr mit Saat- und Pflanzgut der einzelnen 
Pflanzenarten regeln hauptsächlich den Verkehr mit 
Basissaat- und -pflanzgut beziehungsweise mit Zer- 
tifiziertem Saat- und Pflanzgut. 

Bei der Anwendung dieser Richtlinien hat sich die 
Notwendigkeit ergeben, auch für Zuchtmaterial dem 
Basissaat- oder -pflanzgut vorhergehender Genera- 
tionen gewisse Verkehrserleichterungen einzu- 
führen. 

Die in diesen Richtlinien vorgesehenen Möglich- 
keiten zur Behebung von Versorgungsschwierig- 
keiten mit Saat- und Pflanzgut haben sich als un- 
vollständig erwiesen. Es ist deshalb angebracht, die 
Möglichkeit eihzuräumen, im Fall von allgemeinen 
Versorgungsschwierigkeiten auf Saat- und Pflanz- 
gut von sonst in den Mitgliedstaaten nicht zuge- 
lassenen Sorten auszuweichen. 

Ferner sind einige Verbesserungen der technischen 
Bestimmungen, insbesondere für den Verkehr mit 
Pflanzkartoffeln, erforderlich. 

Außerdem muß die in der Richtlinie über einen 
gemeinsamen Sortenkatalog vorgesehene Auslauf- 
frist für alte Sorten zugute kommen, die vor dem 
1. Juli 1972 nach anderen Grundsätzen als denen 
der vorgenannten Richtlinie zugelassen worden 
sind. 

Schließlich erscheint es zweckmäßig, die Möglichkeit 
für eine Veröffentlichung der geltenden Fassung der 
betreffenden Richtlinien im Amtsblatt zu schaffen. 


Drucksadhe VI/3320 
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